
+++ Disclaimer +++ 
 
Inhaltlich und sprachlich ist die Stellungnahme grundsätzlich fertig. 
Bitte macht keine Änderungen mehr am Text (Rechtschreibkorrektur 
und Zeichensetzung ausgeschlossen, die sehr gern). Das Dokument 
ist nur um die Unterstützer*innen zu sammeln. Also tragt euch gern 
selbstständig ganz unten mit ein und leitet den Brief weiter, damit 
ein möglichst breites Bündnis an Unterstützenden zusammenkommt.  
 
Falls ihr noch ganz dringenden Änderungsbedarf habt, schreibt uns 
einfach und dann schauen wir, ob wir nochmal darüber reden 
müssen. 

 
 
 

Stellungnahme: Studierende während der 
epidemischen Lage nationaler Tragweite schützen 

 
Berlin, XX. Mai 2020 
Mit der Einführung weitreichender Lockerungen der Hygienemaßnahmen in        
vielen Bundesländern beginnt nun auch zunehmend die Präsenzlehre an         
den Hochschulen. Daher betonen die Unterzeichnenden die Notwendigkeit,        
dass Hochschulen ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachkommen, und den        
Studierenden eine adäquate persönliche Schutzausrüstung, wie      
beispielsweise Mund-Nasen-Schutz, zur Verfügung stellen.  
 
Bereits in früheren Stellungnahmen forderte beispielsweise die       
Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e. V. (bvmd) die         
Verantwortlichen auf, den Gesundheitsschutz der Studierenden      
sicherzustellen. Studierende gelten nach § 2 Absatz 1 Nr. 8 Buchstabe c            
Siebtes Buch Sozialgesetzbuches (SGB VII) als Versicherte der Deutschen         
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV). Gemäß § 1 sowie §§ 21 ff. DGUV           
Vorschrift 1 müssen Unfallverhütungsmaßnahmen und damit auch die        
Bereitstellung von persönlicher Schutzausrüstung (PSA) durch das       
Unternehmen gewährleistet werden; im Falle der Studierenden müssen        
entsprechend die Hochschulen die Bereitstellung der PSA gewährleisten. 
 
Viele Studierende haben durch die Pandemie ihre Beschäftigung verloren.         
Um für alle Studierenden unabhängig von ihrer finanziellen Situation         
denselben Gesundheitsschutz gewährleisten zu können, muss ihnen die        
entsprechende Ausrüstung kostenfrei zur Verfügung gestellt werden.  
 



Die Unterzeichnenden stellen fest, dass die Präsenzlehre, beispielsweise        
und insbesondere der Unterricht am Patienten oder Laborpraktika,        
aufgrund der persönlichen Interaktivität Vorteile gegenüber digitalen       
Lehrformaten bieten. Studierende, welche besonders gefährdet sind,       
müssen jedoch in der Strategieplanung der Lehre und der Prüfungen von           
den Hochschulen besonders berücksichtigt werden: Auch unter       
Studierenden gibt es einen signifikanten Anteil an Menschen, die         
vorerkrankt sind und damit eine Risikogruppe darstellen. Das Zentralinstitut         
für kassenärztliche Versorgung beziffert den Anteil der Menschen mit         
mindestens einer COVID-19 relevanten Vorerkrankung in der Altersgruppe        
zwischen 15-24 Jahren auf 3,6 Prozent. Dies würde bei 2,89 Millionen           
Studierenden in Deutschland über 100.000 Studierende betreffen.       
Insbesondere Studierende aus den Gesundheitsberufen müssen jedoch       
aufgrund der erhöhten Expositionsgefahr durch Patientenkontakt besonders       
bedacht werden. Unter den 98.348 Medizinstudierenden und 15.948        
Pharmaziestudierenden Deutschlands würde sich dieser Anteil somit auf        
knapp 3500 betroffene Medizinstudierende bzw. 550 Pharmaziestudierende       
beziffern. Auch müssen Studierende mit einem unvermeidbaren Kontakt zu         
Risikogruppen, der beispielsweise durch das Zusammenleben in einem        
gemeinsamen Haushalt entsteht, dringend bedacht und besonders       
geschützt werden. Die Gesundheit dieser Menschen darf unter keinen         
Umständen gefährdet werden.  
 
Auch der mentalen Belastung betroffener Studierender, die zu einer         
Risikogruppe gehören, muss Rechnung getragen werden. Eine reguläre        
Teilnahme an Präsenzveranstaltungen kann mit einem erheblichen       
psychischem und sozialem Druck verbunden sein, wenn man dadurch         
riskiert, sich oder nahe soziale Kontakte einem erheblichen Risiko         
auszusetzen. Auch auf diesen besonderen Umstand muss angemessen        
reagiert werden. Die Unterzeichnenden sehen die Hochschulen auch hier in          
der Pflicht, Regelungen einzuführen, um die Infektionsgefahr, die von         
Präsenzlehre oder -prüfungen ausgeht, zu minimieren. Dies kann        
beispielsweise durch die Schaffung kulanter Möglichkeiten für       
Härtefallanträge betroffener Studierender ermöglicht werden. Auch sollte       
hier den Studierenden aus oder mit unvermeidbarem Kontakt zu         
Risikogruppen die freie und flexible Wahl gegeben werden, welche der          
angebotenen Optionen sie wahrnehmen.  
 
Denkbar wären hier beispielsweise digitale Prüfungsformate wie       
Open-Book-Exams, die auch aus dem Home-Office heraus möglich wären         
und bereits in einigen Hochschulen durchgeführt werden. Auch die         
Fortführung und der Ausbau digitaler Lehrformate wie beispielsweise        
simulierter Unterricht am Krankenbett, stellen eine Möglichkeit dar,        
Studierende auszubilden, ohne diese direkt durch Präsenzveranstaltungen       
zu gefährden.  
 



Die Hochschulen haben nicht nur die rechtliche, sondern auch die ethische           
und moralische Verpflichtung, ihre Studierenden in Krisenzeiten im Rahmen         
ihrer Möglichkeiten bestmöglich zu schützen.  
 
 
Die Unterzeichnenden fordern daher, dass: 
 

- Studierende adäquat durch die Hochschulen mit persönlicher       
Schutzausrüstung versorgt werden und diese kostenlos gestellt       
wird, 
 

- Hygienekonzepte zum Schutz der Studierenden bei Präsenzlehre       
und -prüfungen implementiert werden, 
 

- Studierende, die Risikogruppen angehören oder unvermeidbaren      
Kontakt zu Menschen aus Risikogruppen haben, in der Planung der          
Lehre gesondert bedacht werden müssen. Möglichkeiten sind bspw.        
alternative Lehr- und Prüfungsformate oder kulante      
Härtefallregelungen. Die Optionen müssen mindestens bestehen      
bleiben, solange eine epidemische Lage nationaler Tragweite       
festgestellt ist,  
 

- um den Studienfortschritt zu gewährleisten, die Abmeldung einer        
Klausur nicht die einzige Alternative sein darf , die den Studierenden           
gegeben wird 
 

- betroffenen Studierenden die freie und flexible Wahl gegeben wird,         
inwiefern sie je nach Risikosituation an Präsenzlehre teilnehmen        
wollen, 
 

- die mentale Belastung von betroffenen Studierenden bedacht und        
Beratungs- und Hilfsangebote zur Verfügung gestellt oder       
bedarfsgerecht ausgebaut werden, sowie  
 

- Studierenden kein wesentlicher Nachteil im Studienfortschritt durch       
die epidemische Lage nationaler Tragweite entstehen darf. 

 
 
 
Unterzeichnende: 
 
Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e. V. (bvmd) 
 
 


